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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der PCB-Systems GmbH (im Folgenden „PCB“ genannt) 

§ 1 Geltung der Bedingungen 

(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Geschäftsbeziehungen zwischen der PCB-
Systems GmbH (nachfolgend „PCB“) und ihren Vertragspartnern. Sie gelten ausschließlich, wenn der 
Vertragspartner Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

(2) Soweit diese AGB nicht bereits bei Vertragsschluss Bestandteil des Vertrages geworden sind, gelten 
sie spätestens mit der Entgegennahme der Ware oder Leistung als angenommen. Sie gelten in ihrer 
jeweils aktuellen Fassung auch als Rahmenvereinbarung für künftige, gleichartige Verträge mit 
demselben Vertragspartner, ohne dass PCB im Einzelfall erneut auf sie hinweisen muss. 

(3) Geschäftsbedingungen des Vertragspartners oder Dritter finden keine Anwendung – auch dann nicht, 
wenn PCB ihrer Geltung im Einzelfall nicht ausdrücklich widerspricht. Nimmt PCB auf ein Schreiben 
Bezug, das solche Bedingungen enthält oder auf sie verweist, liegt darin kein Einverständnis mit 
deren Geltung. 

(4) § 8 dieser AGB gilt zusätzlich ausschließlich für werkvertragliche Leistungen von PCB im Rahmen der 
Hardwareentwicklung (Erstellung von Schaltplänen und Layouts). § 7 gilt für solche Werkleistungen, 
soweit gesetzliche Vorschriften dem nicht entgegenstehen. 

(5) Im Einzelfall getroffene individuelle Vereinbarungen (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und 
Änderungen) haben stets Vorrang vor diesen AGB. Maßgeblich für deren Inhalt ist ein schriftlicher 
Vertrag bzw. die schriftliche Bestätigung von PCB. 

(6) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die der Vertragspartner nach Vertragsschluss gegenüber 
PCB abzugeben hat (z. B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Rücktritts- oder Minderungserklärungen), 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

§ 2 Angebot und Vertragsschluss 

(1) Angebote von PCB sind freibleibend und unverbindlich. Das gilt auch, wenn PCB dem Vertragspartner 
Kataloge, technische Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, 
Verweise auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch elektronisch – 
überlassen hat; PCB behält sich hieran Eigentums- und Urheberrechte vor. 

(2) Die Bestellung der Ware durch den Vertragspartner gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern 
sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, kann PCB dieses Angebot innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang annehmen. 

(3) Die Annahme erfolgt schriftlich (z. B. durch Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware. 

(4) Mitarbeiter von PCB sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden zu treffen oder Zusicherungen zu 
geben, die über den Inhalt des schriftlichen Vertrags hinausgehen. 

§ 3 Preise 

(1) Es gilt das vereinbarte Entgelt. Erhöht sich bis zum Zeitpunkt der Leistungserbringung der Marktpreis 
oder erhöhen in die Leistungserbringung einbezogene Dritte ihre Preise, etwa aufgrund von 
Tarifabschlüssen, gilt der höhere Preis; PCB weist dies dem Vertragspartner auf Verlangen nach. 
Zusätzliche Lieferungen und Leistungen werden gesondert berechnet. 
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(2) Die Preise verstehen sich in Euro und, sofern nicht anders vereinbart, ab Werk Bad Aibling zuzüglich 
der gesetzlichen Umsatzsteuer. Verpackung und Transport werden gesondert berechnet. Zölle, 
Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt der Vertragspartner. 

§ 4 Lieferung und Lieferzeit 

(1) Lieferungen erfolgen ab Werk. 

(2) Von PCB genannte Liefer- und Leistungsfristen bzw. -termine sind unverbindlich, sofern nicht 
ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin vereinbart wurde. Wurde eine Versendung 
vereinbart, beziehen sich Fristen und Termine auf die Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder 
sonstigen Transportbeauftragten. 

(3) Kommt der Vertragspartner seinen vertraglichen Pflichten gegenüber PCB nicht nach, kann PCB 
unbeschadet ihrer Rechte aus Verzug eine entsprechende Verlängerung bzw. Verschiebung von 
Liefer- und Leistungsfristen verlangen. 

(4) PCB haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder Lieferverzögerungen, die auf höherer Gewalt 
oder anderen bei Vertragsschluss nicht vorhersehbaren, von PCB nicht zu vertretenden Ereignissen 
beruhen (z. B. Betriebsstörungen, Schwierigkeiten bei der Material- oder Energiebeschaffung, 
Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie 
oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung behördlicher Genehmigungen, behördliche 
Maßnahmen sowie ausbleibende, falsche oder verspätete Belieferung durch Lieferanten). 
Erschweren solche Ereignisse die Lieferung oder Leistung wesentlich oder machen sie unmöglich und 
ist die Behinderung nicht nur vorübergehend, ist PCB zum Rücktritt berechtigt. Bei vorübergehenden 
Hindernissen verlängern bzw. verschieben sich Fristen und Termine um die Dauer der Behinderung 
zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. Ist dem Vertragspartner die Abnahme dadurch nicht mehr 
zumutbar, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung vom Vertrag zurücktreten. 

(5) Gerät PCB mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird ihr eine Lieferung oder Leistung – 
gleich aus welchem Grund – unmöglich, richtet sich die Haftung nach § 11 dieser AGB. 

(6) PCB ist zu Teillieferungen berechtigt, wenn die Teillieferung für den Vertragspartner im Rahmen des 
vertraglichen Zwecks nutzbar ist und ihm dadurch kein erheblicher Mehraufwand bzw. keine 
zusätzlichen Kosten entstehen, es sei denn, er erklärt sich zur Kostenübernahme bereit. 

(7) Der Lieferverzug bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften; eine Mahnung des Vertrags- 
partners ist in jedem Fall erforderlich. Gerät PCB in Verzug, kann der Vertragspartner pauschalierten 
Verzugsschadensersatz verlangen: 0,5 % des Nettopreises je vollendeter Verzugswoche, insgesamt 
begrenzt auf 5,0 % des Werts der verspätet gelieferten Ware. PCB kann nachweisen, dass dem 
Vertragspartner kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 

§ 5 Gefahrübergang 

(1) Die Gefahr geht spätestens mit Übergabe des Liefergegenstands (maßgeblich ist der Beginn des 
Verladevorgangs) an den Spediteur, Frachtführer oder sonstigen Transportbeauftragten auf den 
Vertragspartner über; dies gilt auch bei Teillieferungen oder wenn PCB weitere Leistungen (z. B. 
Versand oder Installation) übernommen hat. Verzögert sich Versand oder Übergabe aus einem vom 
Vertragspartner zu vertretenden Grund, geht die Gefahr ab dem Tag über, an dem PCB versandbereit 
war und dies angezeigt hat. 

(2) PCB versichert die Sendung nur auf ausdrücklichen Wunsch und auf Kosten des Vertragspartners 
gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer-, Wasser- oder vergleichbare Schäden. 
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§ 6 Gewährleistung 

(1) Für Sach- und Rechtsmängel gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist. Fertigungsbedingte Toleranzen stellen keinen Sachmangel dar. Bei Kauf- oder 
Werklieferungsverträgen bleiben die gesetzlichen Sonderregelungen zum Lieferantenregress bei 
Endlieferung an einen Verbraucher (§§ 478, 479 BGB) unberührt; für öffentliche Äußerungen des 
Herstellers oder Dritter (z. B. Werbeaussagen) übernimmt PCB keine Haftung. 

(2) Mängelansprüche setzen voraus, dass der Vertragspartner seinen gesetzlichen Untersuchungs- und 
Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der Untersuchung oder später ein 
Mangel, ist PCB unverzüglich schriftlich zu informieren; die Anzeige gilt als unverzüglich, wenn sie 
innerhalb von zwei Wochen abgesendet wird. Unabhängig davon sind offensichtliche Mängel 
(einschließlich Falsch- und Minderlieferung) innerhalb von zwei Wochen ab Lieferung schriftlich 
anzuzeigen; auch hier genügt die rechtzeitige Absendung. Unterbleibt die ordnungsgemäße 
Untersuchung bzw. Anzeige, ist die Haftung von PCB für den nicht angezeigten Mangel 
ausgeschlossen. 

(3) Bei einer mangelhaften Lieferung kann PCB zunächst wählen, ob sie durch Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung nacherfüllt; das Recht, die gewählte Art der Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

(4) PCB kann die Nacherfüllung von der Zahlung des fälligen Preises abhängig machen. Der 
Vertragspartner darf jedoch einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil zurückbehalten. 

(5) Der Vertragspartner gibt PCB die zur Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit, insbesondere 
durch Übergabe der beanstandeten Ware zu Prüfzwecken. Bei Ersatzlieferung gibt er die 
mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften zurück. 

(6) Liegt tatsächlich ein Mangel vor, trägt PCB die für Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen (insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten). Erweist sich ein 
Mängelbeseitigungsverlangen als unberechtigt, kann PCB die hierdurch entstandenen Kosten vom 
Vertragspartner ersetzt verlangen. 

(7) Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen, eine dafür gesetzte angemessene Frist erfolglos abgelaufen 
oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich, kann der Vertragspartner vom Vertrag 
zurücktreten oder den Preis mindern; bei einem unerheblichen Mangel besteht kein Rücktrittsrecht. 
Bei Werkleistungen im Rahmen der Hardwareentwicklung (Schaltpläne/Layouts) steht dem 
Vertragspartner zusätzlich ein gesetzliches Selbstvornahmerecht zu. 

(8) Beruht ein Mangel auf einem Verschulden des Vertragspartners, kann dieser unter den 
Voraussetzungen des § 11 Schadensersatz verlangen. 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus dem Kauf- bzw. 
Werklieferungsvertrag und der laufenden Geschäftsbeziehung (einschließlich sämtlicher 
Saldoforderungen aus einem auf diese Lieferbeziehung beschränkten Kontokorrentverhältnis; 
„gesicherte Forderungen“) bleibt die gelieferte Ware Eigentum von PCB. 

(2) Vor vollständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen darf die Vorbehaltsware weder verpfändet 
noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Vertragspartner benachrichtigt PCB unverzüglich 
schriftlich, wenn Dritte auf die Vorbehaltsware zugreifen. 

(3) Der Vertragspartner verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für PCB. 

(4) Bei vertragswidrigem Verhalten, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist PCB berechtigt, nach den 
gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und/oder die Herausgabe der Vorbehaltsware 
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zu verlangen. Ein Herausgabeverlangen ist nicht zugleich eine Rücktrittserklärung; PCB kann sich den 
Rücktritt vorbehalten. Bei Nichtzahlung darf PCB diese Rechte erst geltend machen, nachdem sie 
erfolglos eine angemessene Zahlungsfrist gesetzt hat oder eine solche Fristsetzung entbehrlich ist. 

(5) Der Vertragspartner darf die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiterveräußern 
und/oder verarbeiten. Dabei gilt ergänzend: 

1. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung oder 
Verbindung entstehenden Erzeugnisse zu ihrem vollen Wert; PCB gilt insoweit als Hersteller. 
Bleibt bei Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter deren 
Eigentumsrecht bestehen, erwirbt PCB Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte. Für 
das entstehende Erzeugnis gilt im Übrigen dasselbe wie für die Vorbehaltsware. 

2. Forderungen aus dem Weiterverkauf tritt der Vertragspartner schon jetzt in Höhe des 
Eigentums- bzw. Miteigentumsanteils von PCB an diese ab; PCB nimmt die Abtretung an. Die 
Pflichten aus Absatz 2 gelten entsprechend für die abgetretenen Forderungen. 

3. Der Vertragspartner bleibt neben PCB zur Einziehung der Forderungen ermächtigt. PCB 
verpflichtet sich, die Forderung nicht selbst einzuziehen, solange der Vertragspartner seinen 
Zahlungspflichten nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät und keine Anhaltspunkte für eine 
Zahlungsunfähigkeit (z. B. Insolvenzantrag) vorliegen. Andernfalls kann PCB verlangen, dass der 
Vertragspartner die abgetretenen Forderungen samt Schuldnern offenlegt, alle zum Einzug 
erforderlichen Angaben macht, Unterlagen aushändigt und den Schuldnern die Abtretung 
mitteilt. 

4. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten die gesicherten Forderungen um mehr als 
10 %, gibt PCB auf Verlangen entsprechende Sicherheiten nach eigener Wahl frei. 

§ 8 Zusätzliche Vereinbarungen für Werkleistungen im Rahmen der Hardwareentwicklung 
(Schaltpläne und Layouts) 

(1) PCB entwickelt auf Basis der Vorgaben des Auftraggebers einen Schaltplan und/oder ein Layout. Der 
Auftraggeber legt hierzu ein möglichst umfassendes und genaues Pflichtenheft vor, aus dem sich die 
Anforderungen ergeben. 

(2) Ist das Pflichtenheft unzureichend, fordert PCB den Auftraggeber auf, die fehlenden Angaben bis zu 
einem bestimmten Termin nachzureichen. Gleichzeitig bietet PCB an, ihn bei der Erarbeitung dieser 
Angaben zu unterstützen; geht diese Unterstützung über eine bloße Mitschrift der Vorgaben hinaus, 
kann PCB dies als Zusatzauftrag gesondert vergüten lassen. Liefert der Auftraggeber die Angaben 
nicht rechtzeitig nach, führt PCB den Auftrag im möglichen Umfang aus und wählt bei bestehenden 
Wahlmöglichkeiten einen mittleren Ausführungsstandard. 

(3) Der Auftraggeber erhält den erstellten Schaltplan bzw. das Layout zunächst per Datenübermittlung 
zur Kontrolle; PCB übersendet gleichzeitig ein Freigabeprotokoll. 

(4) Der Auftraggeber erklärt die Freigabe durch Rückübersendung des unterzeichneten 
Freigabeprotokolls innerhalb von 12 Tagen nach Prüfung. Wegen unwesentlicher Fehler – solche, die 
die vereinbarte Funktionalität nicht einschränken – kann er die Abnahme nicht verweigern. 

(5) Stellt der Auftraggeber wesentliche Fehler fest oder hat er Bedenken hinsichtlich der 
Verwendbarkeit, teilt er dies PCB anstelle der Freigabe schriftlich mit. PCB bessert innerhalb einer 
angemessenen Frist nach und stellt die Leistung erneut zur Freigabe bereit; das unterzeichnete 
Freigabeprotokoll ist danach innerhalb von 12 Tagen zurückzusenden. Erklärt der Auftraggeber 
wiederholt nicht fristgerecht die Abnahme, kann PCB eine angemessene Frist zur Freigabeerklärung 
setzen. Der Schaltplan bzw. das Layout gilt mit Fristablauf als freigegeben, wenn der Auftraggeber 
weder die Freigabe erklärt noch schriftlich darlegt, welche Mängel noch bestehen; auf diese 
Rechtsfolge weist PCB bei der Fristsetzung hin. 
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(6) Nach Freigabe erhält der Auftraggeber das erstellte Werk auf einem Datenträger mit Lieferschein. Bis 
zur Übergabe und vollständigen Zahlung der vereinbarten Vergütung behält sich PCB alle Eigentums- 
und Urheberrechte vor. 

(7) PCB haftet für Fehler, die Wert oder Tauglichkeit des gelieferten Layouts/Schaltplans zum vertraglich 
vorausgesetzten Gebrauch (Pflichtenheft) aufheben oder mindern. Der Auftraggeber verpflichtet sich 
zur Schadensminderung, zunächst nur ein Muster bzw. einen Prototyp (maximal drei Exemplare) zu 
fertigen, auf Tauglichkeit zu prüfen und auf der Leistung von PCB beruhende Mängel unverzüglich 
anzuzeigen. 

(8) Geheimhaltung: Zur Vorbereitung des Auftrags tauschen die Parteien Informationen über 
bestehende Schaltpläne/Layouts und Betriebsstrukturen aus, wobei wesentliche 
Betriebsgeheimnisse offengelegt werden können. Beide Parteien behandeln die im Zusammenhang 
mit der Erstellung des Schaltplans/Layouts erhaltenen Informationen vertraulich und verwenden sie 
ausschließlich zur Prüfung von Umfang und Kosten des Auftrags; eine Nutzung zu anderen Zwecken 
oder eine Weitergabe an Dritte ist unzulässig. Diese Pflicht gilt nicht für Informationen, die eine 
Partei nachweislich ohne Geheimhaltungspflicht von Dritten erhalten hat oder die öffentlich bekannt 
sind. Bei schuldhaftem Verstoß gegen diese Geheimhaltungspflicht ist eine Vertragsstrafe in Höhe 
des Betrages geschuldet, den ein Dritter zum Zeitpunkt des Verstoßes nach den dann aktuellen 
Preisen von PCB für den Schaltplan bzw. das Layout hätte zahlen müssen. 

(9) Geistiges Eigentum: Rechte am geistigen Eigentum an Schaltplan und/oder Layout gehen an den 
Auftraggeber nur insoweit über, als dies für die Herstellung und den Weiterverkauf des Endprodukts, 
für das sie konzipiert wurden, zwingend erforderlich ist. Im Übrigen verbleiben sämtliche Rechte am 
geistigen Eigentum bei PCB. Verletzt der Auftraggeber diese Rechte (z. B. durch Weitergabe an 
Dritte), schuldet er PCB eine Vertragsstrafe in Höhe des Betrages, den ein Dritter zum Zeitpunkt der 
Verletzung nach den dann aktuellen Preisen von PCB hätte zahlen müssen. 

§ 9 Schutzrechte 

(1) PCB steht nach Maßgabe dieses Paragraphen dafür ein, dass der Liefergegenstand frei von 
gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten Dritter ist. Wird einer Partei gegenüber eine 
Verletzung solcher Rechte geltend gemacht, benachrichtigt sie die andere Partei unverzüglich 
schriftlich. 

(2) Verletzt der Liefergegenstand ein Schutzrecht eines Dritten, wird PCB nach eigener Wahl und auf 
eigene Kosten den Liefergegenstand so ändern oder austauschen, dass keine Rechte mehr verletzt 
werden und die vereinbarten Funktionen erhalten bleiben, oder dem Vertragspartner durch einen 
Lizenzvertrag das Nutzungsrecht verschaffen. Gelingt dies nicht innerhalb angemessener Zeit, kann 
der Vertragspartner innerhalb der Frist nach § 12 Abs. 2 vom Vertrag zurücktreten oder den Preis 
angemessen mindern. 

(3) Bei Rechtsverletzungen durch von PCB gelieferte Produkte anderer Hersteller macht PCB nach 
eigener Wahl Ansprüche gegen Hersteller/Vorlieferanten für Rechnung des Vertragspartners geltend 
oder tritt sie an ihn ab. Ansprüche gegen PCB bestehen in diesen Fällen nur, wenn die gerichtliche 
Durchsetzung gegen Hersteller/Vorlieferanten erfolglos war oder aussichtslos ist (z. B. wegen 
Insolvenz). 

(4) Die Pflichten nach Absatz 1 bis 3 bestehen nur, wenn der Vertragspartner PCB über geltend 
gemachte Ansprüche Dritter unverzüglich schriftlich informiert, eine Verletzung nicht anerkennt und 
PCB alle Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen überlässt. Stellt der Vertragspartner die 
Nutzung aus Schadensminderungsgründen ein, weist er den Dritten darauf hin, dass darin kein 
Anerkenntnis einer Schutzrechtsverletzung liegt. 

(5) Ansprüche des Vertragspartners sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung zu 
vertreten hat oder sie durch seine speziellen Vorgaben, eine für PCB nicht vorhersehbare Anwendung 
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oder durch eine Veränderung bzw. Kombination mit nicht von PCB gelieferten Produkten verursacht 
wurde. 

(6) Wird PCB von einem Dritten wegen einer vom Vertragspartner zu vertretenden 
Schutzrechtsverletzung in Anspruch genommen, stellt der Vertragspartner PCB im Innenverhältnis 
von diesen Ansprüchen frei. Beseitigt der Vertragspartner die von ihm zu vertretende Verletzung 
nicht innerhalb angemessener Zeit, ist PCB zum Rücktritt berechtigt. 

(7) Schadensersatzansprüche des Vertragspartners unterliegen den Beschränkungen des § 11. 

§ 10 Zahlung 

(1) Die gesetzliche Umsatzsteuer ist in den Preisen von PCB nicht enthalten; sie wird am Tag der 
Rechnungsstellung in gesetzlicher Höhe gesondert ausgewiesen. 

(2) Skontoabzug bedarf einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Sofern die Auftragsbestätigung nichts anderes vorsieht, ist die Vergütung netto innerhalb von 14 
Tagen ab Rechnungsstellung fällig. Mit Ablauf dieser Frist gerät der Vertragspartner in Verzug; der 
Kaufpreis bzw. Werklohn ist während des Verzugs zum gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. 
PCB behält sich die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor; gegenüber 
Kaufleuten bleibt der Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 

(4) Aufrechnungsrechte stehen dem Auftraggeber nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 
festgestellt, unbestritten oder von PCB anerkannt sind. Ein Zurückbehaltungsrecht steht ihm nur zu, 
soweit sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

(5) Werden PCB nach Vertragsschluss Umstände bekannt, die die Kreditwürdigkeit des Auftraggebers 
wesentlich mindern und dadurch die Bezahlung offener Forderungen (auch aus anderen 
Einzelaufträgen desselben Rahmenvertrags) gefährden, ist PCB berechtigt, ausstehende Lieferungen 
oder Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung zu erbringen. 

§ 11 Sonstige Haftung 

(1) Soweit sich aus diesen AGB nichts anderes ergibt, haftet PCB bei Verletzung vertraglicher und 
außervertraglicher Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haftet PCB – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit unbeschränkt. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet PCB nur für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schäden aus der Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht (einer Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Vertragsdurchführung erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertrauen darf); in letzterem Fall ist die Haftung auf den vorhersehbaren, typischerweise 
eintretenden Schaden begrenzt. 

(3) Die Haftungsbeschränkungen nach Absatz 2 gelten nicht, soweit PCB einen Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Beschaffenheitsgarantie übernommen hat; Gleiches gilt für Ansprüche nach 
dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

§ 12 Verjährung 

(1) Zahlungsansprüche von PCB verjähren abweichend von § 195 BGB in fünf Jahren; für den Beginn der 
Frist gilt § 199 BGB. 
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(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 und § 634a Abs. 1 Nr. 1 BGB beträgt die Verjährungsfrist für 
Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung bzw., soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, ab Abnahme. 

(3) Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder einen Baustoff, der entsprechend seiner üblichen 
Verwendung für ein Bauwerk verwendet wurde und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat, beträgt 
die Frist gemäß gesetzlicher Regelung fünf Jahre ab Ablieferung. Unberührt bleiben gesetzliche 
Sonderregelungen für dingliche Herausgabeansprüche Dritter, bei Arglist von PCB und für den 
Lieferantenregress bei Endlieferung an einen Verbraucher. 

(4) Die vorstehenden Fristen gelten auch für vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, die auf einem Mangel der Ware beruhen, sofern die 
reguläre gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB) im Einzelfall nicht zu einer kürzeren Frist führen 
würde. Die Fristen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. Im Übrigen gelten für 
Schadensersatzansprüche ausschließlich die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 13 Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Teilnichtigkeit 

(1) Für diese AGB und alle Rechtsbeziehungen zwischen PCB und dem Vertragspartner gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationaler und supranationaler 
Vertragsrechtsordnungen, insbesondere des UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wirkungen des 
Eigentumsvorbehalts nach § 7 unterliegen dem Recht am jeweiligen Lagerort der Sache, soweit 
danach die Rechtswahl zugunsten deutschen Rechts unzulässig oder unwirksam ist. 

(2) Erfüllungs- und Zahlungsort ist, soweit sich aus dem Vertrag nichts anderes ergibt, der Geschäftssitz 
von PCB. 

(3) Ist der Vertragspartner Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem 
Vertragsverhältnis das für den Geschäftssitz von PCB zuständige Gericht. 

(4) Sollte eine Bestimmung dieser AGB oder sonstiger Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, 
bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. 

– Ende der Allgemeinen Geschäftsbedingungen – 
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